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Klimakiller-
Werke sofort 
stilllegen

Kohleausstieg
bis 2030

Die Bundesregierung verfehlt ihre selbst gesetzten Ziele. Die Pariser Klimaziele 
mit der 1,5 °C - Grenze der Temperaturerhöhung werden schon gar nicht 
erreicht. Wir steuern ungebremst auf eine Heißzeit zu.



Kohlekraftwerke sind größte 
Klimakiller
Die 106 Großkraftwerke mit Kohlefeuerung  
blasen 352 Mio. t/a Treibhausgase in die 
Luft. Das ist ein Drittel aller in Deutsch-
land erzeugten Emissionen. Allein die 4 
dreckigsten KW emittieren 109 Mio. t/a 
CO . Von den 30 größten Klimakiller-Werken 2

der EU stehen 9 in Deutschland.

Weltweit sind immer noch in 54 Ländern 
1.400 Kohlekraftwerke in Planung und Bau. 
Auch in Deutschland soll 2020 noch ein 
neugebautes Kraftwerk in Datteln in Betrieb 
gehen. Die Pariser Klimaschutzziele sind so 
nicht zu erreichen. Deutschland muss voran-
gehen und der Welt zeigen, dass die Wirt-
schaft auch mit 100 % erneuerbarer Energie 
funktioniert. 

Können sofort Kohlekraftwer-
ke abgeschaltet werden?
Das Bundeswirtschaftsministerium hat 
errechnet, dass bis 2023 7.000 MW Kapazi-
tät abgeschaltet werden können. Da könn-
ten die beiden größten Werke Neurath 
(5.300 MW) und Niederaußen (3.680 MW) 
abgeschaltet werden und 64 Mio. t/a CO  2

weniger emittiert werden. Nach dieser Ab-
schaltung sind immer noch 18.000 MW vor-

handen, die über der Jahreshöchstlast lie-
gen. Werden 2023 die 3 letzten Atomkraft-
werke abgeschaltet, dann sind immer noch 
11.000 MW Überkapazität vorhanden. Die 
Stromversorgung ist also sicher auch bei 
sofortiger Abschaltung von Kohlekraftwer-
ken.

Klimaschutzprogramm der Bun-
desregierung ungenügend
Bereits in den Jahren2016 bis 2019 hat die 
Regierung 8 Kraftwerksblöcke stillgelegt 
und in die Reserve gestellt und bezahlt die 
Betreiber dafür aus dem Fonds der Strom-
preise. Der Verbraucher zahlt die Stilllegung.

2019 wurden im Rahmen des „Klima-
schutzprogramms" mehrere Gesetze 
erlassen, die noch den Bundesrat passieren 
müssen. Vorgesehen ist der Kohleausstieg 
bis 2038, Hilfe für die betroffenen Regionen 
mit 40 Mrd. Euro sowie  Entschädigung der 
Betreiber für die Stilllegung. Die Ziele der 
Bundesregierung werden damit nicht 
erreicht: bis 2020 = 40 % , bis 2035 = 55 % 
Minderung. Die Ziele des Pariser Klimasch-
utzabkommens werden ebenfalls nicht 
erreicht. Bis 2030 muss die Kohleverstro-
mung auf Null gebracht werden. Die Erder-
hitzung wird sonst beschleunigt.

Notwendiger Ausbau der 
Erneuerbaren Energie abge-
bremst
Die Bundesregierung hat den Aufbau von 
Kapazitäten der Erneuerbaren Energie 
völlig abgebremst. Der Ausbau der Pho-
tovoltaik wurde auf ein Zehntel gesenkt. 
80.000 Arbeiter wurden in dieser Bran-
che entlassen. Der notwendige Ausbau 
wären 15.000 MW/a. Gleiches erfolgt 
gegenwärtig mit der Windenergiebran-
che. Hier wäre ein jährlicher Mindestaus-
bau onshore mit 6.000 MW erforderlich, 
um die Stilllegung der Kohlekraftwerke 
aus zu gleichen. Es fehlt ein Plan für 
den Ausbau der Erneuerbaren Energie.

Nutzung der Tagebauflächen 
für den Ausbau erneuerbarer 
Energien.
Es fehlt ein Plan, wie und wo neue Photo-
voltaikfelder und Windkraftanlagen in den 
stillgelegten Braunkohletagebauen ange-
legt werden können und ein Teil der Struk-
turhilfen dafür verwendet werden können. 
Ohne einen solchen Plan und die Rücknah-
me der gesetzlichen Ausbremsung der 
Erneuerbaren Energie ist der Kohleaus-
stiegsplan der Regierung ohne Sicherung 
und Erfolg.


